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I. Definition der Souveränität. 

Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet. 
Diese Definition kann dem Begriff  der Souveränität als einem Grenzbegriff 

allein gerecht werden. Denn Grenzbegriff  bedeutet nicht einen konfusen 
Begriff,  wie in der unsaubern Terminologie populärer Literatur, sondern 
einen Begriff  der äußersten Sphäre. Dem entspricht es, daß seine De-
finition nicht anknüpfen kann an den Normalfall,  sondern an einen Grenz-
fall. Daß hier unter Ausnahmezustand ein allgemeiner Begriff  der Staats-
lehre zu verstehen ist, nicht irgendeine Notverordnung oder jeder Be-
lagerungszustand, wird sich aus dem Folgenden ergeben. Daß der Ausnahme-
zustand im eminenten Sinne für die juristische Definition der Souveränität 
geeignet ist, hat einen systematischen, rechtslogischen Grund. Die Ent-
scheidung über die Ausnahme ist nämlich im eminenten Sinne Entscheidung. 
Denn eine generelle Norm, wie sie der normal geltende Rechtssatz darstellt, 
kann eine absolute Ausnahme niemals erfassen und daher auch die Ent-
scheidung, daß ein echter Ausnahmefall gegeben ist, nicht restlos begründen. 
Wenn Mohl (Monographien, S. 626) sagt, die Prüfung, ob ein Notstand 
vorliege, könne keine juristische sein, so geht er von der Voraussetzung aus, 
daß eine Entscheidung im Rechtssinne aus dem Inhalt einer Norm restlos 
abgeleitet werden muß. Das aber ist die Frage. In der Allgemeinheit, wie 
Mohl den Satz ausspricht, ist er nur ein Ausdruck von rechtsstaatlichem 
Liberalismus und verkennt er die selbständige Bedeutung der Dezision. 

Das abstrakte Schema, das als Definition der Souveränität aufgestellt 
wird (Souveränität ist höchste, nicht abgeleitete Herrschermacht), kann 
man gelten lassen oder nicht, ohne daß darin ein großer praktischer 
oder theoretischer Unterschied läge. Um einen Begriff  an sich wird im all-
gemeinen nicht gestritten werden, am wenigsten in der Geschichte der 
Souveränität. Man streitet um die konkrete Anwendung, und das bedeutet 
darüber, wer im Konfliktsfall  entscheidet, worin das öffentliche  oder 
staatliche Interesse die öffentliche  Sicherheit und Ordnung, le salut public 
usw. besteht. Der Ausnahmefall, der in der geltenden Rechtsordnung nicht 
umschriebene Fall, kann höchstens als Fall äußerster Not, Gefährdung der 
Existenz des Staates oder dergleichen bezeichnet, nicht aber tatbestands-
mäßig umschrieben werden. Erst dieser Fall macht die Frage nach dem 
Subjekt der Souveränität, das heißt die Frage nach der Souveränität über-
haupt, aktuell. Es kann weder mit subsumierbarer Klarheit angegeben werden, 
wann ein Notfall vorliegt, noch kann inhaltlich aufgezählt werden, was in 
einem solchen Fall geschehen darf,  wenn es sich wirklich um den extremen 
Notfall und um seine Beseitigung handelt. Voraussetzung wie Inhalt der 
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Kompetenz sind hier notwendig unbegrenzt. Im rechtsstaatlichen Sinne liegt 
daher überhaupt keine Kompetenz vor. Die Verfassung kann höchstens an-
geben, wer in einem solchen Falle handeln darf.  Ist dieses Handeln keiner 
Kontrolle unterworfen,  wird es nicht, wie in der Praxis der rechtsstaatiichen 
Verfassung, in irgendeiner Weise auf verschiedene, sich gegenseitig hem-
mende und balancierende Instanzen verteilt, so ist ohne weiteres klar, wer 
der Souverän ist. Er entscheidet sowohl darüber, ob der extreme Notfall vor-
liegt, als auch darüber, was geschehen soll, um ihn zu beseitigen. Er steht 
außerhalb der normal geltenden Rechtsordnung und gehört doch zu ihr, denn 
er ist zuständig für die Entscheidung, ob die Verfassung in toto suspendiert 
werden kann. Alle Tendenzen der modernen rechtsstaatlichen Entwicklung 
gehen dahin, den Souverän in diesem Sinne zu beseitigen. Darin liegt die 
Konsequenz der im folgenden Kapitel behandelten Ideen von Krabbe und 
Kelsen. Aber ob der extreme Ausnahmefall wirklich aus der Welt geschafft 
werden kann oder nicht, das ist keine juristische Frage. Ob man das Vertrauen 
und die Hoffnung  hat, er lasse sich tatsächlich beseitigen, hängt von philo-
sophischen, insbesondere geschichtsphilosophischen oder metaphysischen 
Überzeugungen ab. 

Es gibt einige geschichtliche Darstellungen der Entwicklung des 
Souveränitätsbegriffes.  Doch begnügen sie sich mit der Zusammenstellung 
der letzten abstrakten Formeln, in denen lehrbuchartig, abfragbar,  die Defi-
nitionen der Souveränität enthalten sind. Keiner scheint sich die Mühe ge-
geben zu haben, die endlos wiederholte, völlig leere Redensart von der 
höchsten Macht bei den berühmten Autoren des Souveränitätsbegriffes 
genauer zu untersuchen. Daß dieser Begriff  sich an dem kritischen, das heißt 
dem Ausnahmefall orientiert, tritt schon bei Bodin hervor. Mehr als mit seiner 
oft zitierten Definition (la souveraineté est la puissance absolue et perpétuelle 
d'une République) ist er mit seiner Lehre von den »Vraies remarques de 
souveraineté« (Cap. X des 1. Buches der Republik) der Anfang der modernen 
Staatslehre. Er erörtert seinen Begriff  an vielen praktischen Beispielen und 
kommt dabei immer auf die Frage zurück: wie weit ist der Souverän an die 
Gesetze gebunden und den Ständen gegenüber verpflichtet? Diese letzte be-
sonders wichtige Frage beantwortet Bodin dahin, daß Versprechen bindend 
sind, weil die verpflichtende Kraft  eines Versprechens auf dem Naturrecht 
beruht; im Notfall aber hört die Bindung nach allgemeinen natürlichen 
Grundsätzen auf. Allgemein sagt er, daß gegenüber den Ständen oder 
dem Volk der Fürst nur so lange verpflichtet ist, als die Erfüllung seines 
Versprechens im Interesse des Volkes liegt, daß er aber nicht gebunden ist, 
si la nécessité est urgente. Das sind an sich keine neuen Thesen. Das Ent-
scheidende in den Ausführungen Bodins liegt darin, daß er die Erörterung 
der Beziehungen zwischen Fürst und Ständen auf ein einfaches Entweder-Oder 
bringt, und zwar dadurch, daß er auf den Notfall verweist. Das war das 
eigentlich Imponierende seiner Definition, die die Souveränität als unteilbare 
Einheit auffaßte  und die Frage nach der Macht im Staat endgültig entschied. 
Seine wissenschaftliche Leistung und der Grund seines Erfolges liegen also 
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darin, daß er die Dezision in den Souveränitätsbegriff  hineingetragen hat. 
Es gibt heute kaum eine Erörterung des Souveränitätsbegriffes,  in der nicht 
die übliche Zitierung Bodins vorkäme. Aber nirgends findet man die Kern-
stelle jenes Kapitels der Republik zitiert. Bodin fragt,  ob die Versprechungen, 
die der Fürst den Ständen oder dem Volke gibt, seine Souveränität aufheben. 
Er antwortet mit dem Hinweis auf den Fall, daß es nötig wird, solchen Ver-
sprechungen zuwider zu handeln, die Gesetze abzuändern oder ganz aufzu-
heben selon l'exigence des cas, des temps et des personnes. Wenn in einem 
solchen Fall der Fürst vorher einen Senat oder das Volk fragen muß, so muß 
er sich von seinen Untertanen dispensieren lassen. Das aber erscheint Bodin 
als eine Absurdität; denn er meint, weil die Stände doch auch nicht die 
Herren über die Gesetze sind, so müßten sie wiederum ihrerseits sich von 
ihren Fürsten dispensieren lassen, und so wäre die Souveränität jouée à deux 
parties; bald das Volk und bald der Fürst wäre Herr, und das ist gegen alle 
Vernunft  und alles Recht. Darum ist die Befugnis, das geltende Gesetz auf-
zuheben — sei es generell, sei es im einzelnen Fall —, so sehr das eigentliche 
Kennzeichen der Souveränität, daß Bodin alle anderen Merkmale (Kriegs-
erklärung und Friedensschluß, Ernennung der Beamten, letzte Instanz, Be-
gnadigungsrecht usw.) daraus ableiten will. 

In meinem Buch über die Diktatur (München und Leipzig 1921) habe 
ich, entgegen dem überlieferten  Schema der geschichtlichen Darstellung, ge-
zeigt, daß auch bei den Autoren des Naturrechtes im 17. Jahrhundert die 
Frage der Souveränität als die Frage nach der Entscheidung über den Aus-
nahmefall verstanden wurde. Insbesondere gilt das für Pufendorff.  Alle sind 
darüber einig, daß, wenn innerhalb eines Staates Gegensätze auftreten, jede 
Partei natürlich nur das allgemeine Beste wil l — darin besteht ja das 
bellum omnium contra omnes —, daß aber die Souveränität, und damit 
der Staat selbst, darin besteht, diesen Streit zu entscheiden, also de-
finitiv zu bestimmen, was öffentliche  Ordnung und Sicherheit ist, wann 
sie gestört wTird usw. In der konkreten Wirklichkeit stellt sich die öffent-
liche Ordnung und Sicherheit sehr verschieden dar, je nachdem etwa eine 
militaristische Bureaukratie, eine von kaufmännischem Geist beherrschte 
Selbstverwaltung oder eine radikale Parteiorganisation darüber entscheidet, 
wann diese Ordnung und Sicherheit besteht und wann sie gefährdet oder 
gestört wird. Denn jede Ordnung beruht auf einer Entscheidung, und auch 
der Begriff  der Rechtsordnung, der gedankenlos als etwas Selbstverständ-
liches angewandt wird, enthält den Gegensatz der zwei verschiedenen Ele-
mente des Juristischen in sich. Auch die Rechtsordnung, wie jede Ordnung, 
beruht auf einer Entscheidung und nicht auf einer Norm. 

Ob nur Gott souverän ist, das heißt derjenige, der in der irdischen 
Wirklichkeit widerspruchslos als sein Vertreter handelt, oder der Kaiser 
oder der Landesherr oder das Volk, das heißt diejenigen, die sich wider-
spruchslos mit dem Volk identifizieren dürfen, immer ist die Frage auf das 
Subjekt der Souveränität gerichtet, das heißt die Anwendung des Begriffes 
auf einen konkreten Tatbestand. Die Juristen, die über Fragen der 




